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I n Wolcott, Indiana, einem Ort 
mit kaum dreitausend Einwoh-
nern, haben Bart und amy 
Snyder ihr Leben lang republi-
kanisch gewählt. Sie züchten 
Rinder, sie unterstützen Do-

nald Trump, und bis vor Kurzem inte-
ressierten sie sich nicht sonderlich für 
Technologiepolitik. Dann erfuhren sie, 
dass dreihundert Meter von ihrem Hof 
entfernt ein Rechenzentrum entstehen 
sollte — eine anlage, die vier Millionen 
gallonen Wasser pro Tag aus dem loka-
len grundwasser pumpen würde, um 
die Server zu kühlen, auf denen Künstli-
che Intelligenz trainiert wird. Die Sny-
ders klagten, organisierten eine Kam-
pagne und sorgten dafür, dass drei Be-
zirkspolitiker, die das Projekt ge -
nehmigt hatten, bei der nächsten Wahl 
abgewählt wurden. „Mir ist egal, wel-
cher Partei du angehörst“, sagte Bart 
Snyder der „new York Times“. „Wenn 
du gegen Rechenzentren bist, schließen 
wir uns zusammen.“

Dieser Satz fasst eine politische Ent-
wicklung zusammen, die weit über India-
na hinausreicht und die das Potential hat, 
die KI-Politik der westlichen Demokra-
tien grundlegend zu verändern. Denn die 
Snyders sind Teil einer wachsenden Be-
wegung gegen Künstliche Intelligenz, die 
eine bemerkenswerte Eigenschaft auf-
weist: Sie durchschneidet sämtliche Par-
teigrenzen.

auf der einen Seite steht Steve Ban-
non, der rechte Chefstratege Donald 
Trumps. Er deutet den KI-Widerstand als 
ausdruck der „wachsenden Wut der 
arbeiterklasse“, angetrieben durch man-
gelnde „Klarheit, Transparenz und Re-
chenschaftspflicht“ der Technologiekon-
zerne. auf der anderen Seite steht Bernie 
Sanders, der demokratische Senator aus 
Vermont und Ikone der amerikanischen 
Linken, der im Kongress eine „massive 
Debatte“ über die auswirkungen Künstli-
cher Intelligenz fordert. Zwischen ihnen 
stehen evangelikale Pastoren in Texas, 
die sich nach Fällen von KI-gestützter 
Ehezerrüttung organisieren; die ehemali-
ge Tea-Party-anführerin amy Kremer, 
die heute eine konservative anti-KI-Or-
ganisation namens „Humans First“ leitet 
und den Kampf gegen KI als „die 
Schlacht unseres Lebens“ bezeichnet; 
und ein wachsendes netzwerk lokaler 
gruppen der Organisation „PauseaI“, 
die innerhalb eines Jahres von fünf auf 
über dreißig aktive gruppen in Städten 
der USa angewachsen ist.

Was diese heterogene Koalition zu-
sammenhält, ist nicht Technologiefeind-
lichkeit. Es ist die Überzeugung, dass 
die gewinne der KI-Revolution bei den 
— so die immer wiederkehrende Formu-
lierung — „Superreichen“ des Silicon 
Valley landeten. Die Kosten würden 
hingegen von der Mittel- und arbeiter-
klasse getragen: steigende Energieprei-
se, belastete Wasserreserven, bedrohte 
arbeitsplätze. Eine Umfrage der Quin-
nipiac University vom april 2026 zeigt, 
dass 55 Prozent der erwachsenen ame-
rikaner Künstliche Intelligenz inzwi-
schen als eine Kraft betrachten, die eher 
schadet, als nützt. Die Technologiebran-
che hat ein Imageproblem – und es wird 
schlimmer.

Wer die KI-Politik in den Vereinigten 
Staaten verstehen will, muss sich von der 
Vorstellung verabschieden, dass Demo-
kraten für und Republikaner gegen Re-
gulierung seien – oder umgekehrt. Die 
Wirklichkeit ist komplizierter: In beiden 
Parteien verlaufen tiefe Risse. Die Re-
publikaner sind in mindestens drei Lager 
gespalten. Das erste, verkörpert durch 
die Trump-Regierung und das netzwerk 
des Technologie-Investors Peter Thiel, 
verfolgt eine aggressive Deregulierungs-
strategie. David Sacks, Trumps Berater 
für KI und Kryptowährungen, ist ein 
langjähriger Thiel-Vertrauter; Vizepräsi-
dent J. D. Vance war einst bei Thiel Ca-
pital angestellt. Ihr „america’s aI ac-
tion Plan“ vom Juli 2025 stellt ge-
schwindigkeit über Sicherheit und 
behandelt KI-Infrastruktur als Frage der 
nationalen Wettbewerbsfähigkeit.

Das zweite Lager um Josh Hawley, 
Rand Paul und Marsha Blackburn ver-
tritt einen wirtschaftspopulistischen Re-
gulierungsansatz – angetrieben von Sor-
gen um Kindersicherheit, arbeitsplatz-
verluste und die Macht der großen 
Technologiekonzerne. Hawley warnt 
seine Parteikollegen, der Senat verhalte 
sich, „als stünde an der Tür ein Schild: 
Eigentum von Big Tech“, und fordert sie 
auf, das geld der KI-Lobbyisten zurück-
zuweisen. Das dritte Lager, vertreten 
durch Palantir-Chef alex Karp und sein 
Manifest „The Technological Republic“, 
will mehr staatliche Macht – aber nicht 
im demokratischen, sondern im techno-
kratischen Sinne: KI als Instrument der 
Landesverteidigung, Silicon Valley als 
Dienerin der Staatsräson. Diese drei 
Positionen — libertäre Deregulierung, 
demokratischer Populismus, technokra-
tischer Etatismus — lassen sich auf der 
konventionellen Links-rechts-achse 
nicht abbilden.

Bei den Demokraten verläuft die 
Bruchlinie anders, aber nicht weniger 
scharf. Ein Flügel um Sanders und pro-
gressive Landespolitikerinnen wie Mela-
nie Sachs in Maine dringt auf strenge Re-
gulierung: Umweltschutz, netzstabilität, 
gemeinschaftskontrolle. Der andere 
Flügel, verkörpert durch Maines gouver-
neurin Janet Mills, priorisiert wirtschaft-
liche Entwicklung für strukturschwache 
gemeinden. als das Parlament von 
Maine im april 2026 das erste Morato-
rium für einen Rechenzentrumsbau in 
einem US-Bundesstaat 
verabschiedete, mit 
breiter parteiübergrei-
fender Mehrheit, legte 
Mills ihr Veto ein. nicht 
weil sie das Moratorium 
prinzipiell ablehnte – 
sie befürwortete es aus-
drücklich. Sondern weil 
es keine ausnahme für 
ein Rechenzentrums-
projekt in Jay enthielt, 
einer Kleinstadt, die 
seit der Schließung 
einer Papierfabrik im 
Jahr 2023 verzweifelt 
nach arbeitgebern 
sucht. Die ehemalige 
Fabrik bietet industriel-
le Infrastruktur, die ein 
Rechenzentrum nutzen 
könnte: Strom, Wasser, 
erschlossenes gelände. 
„Das Jay-Projekt hat 
keine der negativen 
Eigenschaften der gro-
ßen Projekte, die an-
derswo Probleme verur-
sachen“, argumentier-
ten die Bezirkskommi -
ssare. Mills, die als 
moderate Demokratin 
für den US-Senat kandi-
diert, riskierte mit 
ihrem Veto den Zorn 
der Parteibasis. Sie gab 
damit ihrem Vorwahl-
gegner graham Platner 
– einem zum populisti-
schen Star gewordenen 
austernzüchter – Muni-
tion.

Der Fall Maine legt 
eine Spannung offen, 
die für die gesamte KI-
Debatte strukturell be-
deutsam ist: Die ge-
meinden, die am ehes-
ten gegen KI-Infra -
struktur protestieren – 
wohlhabend, umwelt-
bewusst, politisch orga-
nisiert –, sind andere 
als jene, die am meisten 
davon profitieren 
könnten – deindustria-
lisiert, wirtschaftlich 
verzweifelt, auf der Su-
che nach arbeitgebern 
jeglicher art. Eine Par-
tei, die sich gleicherma-
ßen dem Umweltschutz 
und der wirtschaftli-
chen Chancengleich-
heit verschrieben hat, 
kann zwischen beiden 
nicht einfach wählen. 
Wer diese Dynamik 
einordnen will, sollte 
ein Jahrzehnt zurück-
blicken. In der Han-
delspolitik der Zehner-
jahre ereignete sich 
eine stille Revolution: Die parteiüber-
greifende Freihandelskoalition, die seit 
den neunzigerjahren beide großen Par-
teien dominiert hatte, brach auseinan-
der.  Von links griffen Sanders und Eliza-
beth Warren naFTa und das transpazi-
fische Handelsabkommen TPP an – im 
namen des arbeitnehmerschutzes und 
gegen die Macht multinationaler Kon-
zerne. Von rechts attackierten Trump 
und Bannon dieselben abkommen – im 
namen der nationalen Souveränität und 
der betrogenen arbeiterklasse. Die wirt-
schaftsfreundlichen Flügel beider Par-
teien verteidigten den Freihandel, verlo-
ren aber an Boden. Das Ergebnis war 
eine populistische Konvergenz, die die 
amerikanische Handelspolitik grundle-
gend verschob.

Die strukturellen Parallelen zur KI 
sind frappierend. Wie beim Freihandel 
argumentieren Linkspopulisten, dass 
die Technologie den Reichtum bei einer 
kleinen Elite konzentriere, während die 
breite Bevölkerung die Kosten trage. 
Wie beim Freihandel sehen Rechts-
populisten einen Verrat der Eliten an 
der arbeiterklasse. Wie beim Freihandel 
verteidigt der wirtschaftsfreundliche 
Mainstream die Deregulierung als Mo-
tor von Innovation und Wettbewerbsfä-
higkeit. Und wie beim Freihandel gibt es 
eine geographische Dimension: Fabrik-
schließungen im Rust Belt finden ihr 
gegenstück in der ansiedlung von Re-
chenzentren in ländlichen gemeinden, 
die Wasser und Energie verbrauchen, 
ohne proportional arbeitsplätze zu 

schaffen. Sogar die föderale Spannung 
wiederholt sich: Die Bundesregierung in 
Washington droht, Bundesstaaten zu 
verklagen, die „belastende Regulierung“ 
gegen Rechenzentren erlassen — genau 
wie in früheren Konflikten um Fra-
cking-Moratorien und Pipeline-geneh-
migungen.

Die Lehre aus der Handelspolitik ist 
eindeutig: Wenn sich populistische Ko-
alitionen einmal um distributive Be-
schwerden formiert haben, können sie 
politisch erstaunlich dauerhaft sein und 

das „window of opportunity“ verschie-
ben – selbst gegen milliardenschwere 
Lobbyarbeit.

Die Technologiebranche hat allein 
über ihre politischen aktionskomitees 
125 bis 140 Millionen Dollar für die Kon-
gresswahlen 2026 aufgewendet; Meta 
hat 65 Millionen Dollar in zwei „political 
action committees“ für Kandidaten auf 
der Staatsebene investiert, die der KI 
wohlgesonnen sind. Die Erfahrung der 
Handelslobby in den Zehnerjahren legt 
nahe, dass solche Summen die Formie-
rung einer populistischen gegenkoali-
tion verzögern, aber nicht verhindern 
können.

G leichwohl ist die KI-De-
batte kein bloßes Recyc-
ling des Handelsstreits. 
Drei Unterschiede ste-
chen hervor. Erstens 
verfügt die anti-KI-Be-

wegung über eine ungewöhnliche Finan-
zierungsstruktur: Teile ihrer institutio-
nellen Infrastruktur werden von Silicon-
Valley-Insidern finanziert, die dem 
sogenannten effektiven altruismus nahe-
stehen — darunter der Facebook-Mitgrün-
der Dustin Moskovitz und eBay-gründer 
Pierre Omidyar. Eine Philosophie, die ur-
sprünglich mit langfristigen KI-Risiken 
und elitären Zirkeln assoziiert war, findet 
organisatorischen ausdruck in einer 
graswurzelbewegung der arbeiterklasse. 
Diese Verbindung von Elitefinanzierung 
und populistischem Protest hat in der 
Handelspolitik kein Äquivalent.

Zweitens besitzt die KI-Opposition 
eine handfeste Infrastrukturdimension, 
die der Handelsdebatte fehlte. Handels-
defizite sind abstrakt; Rechenzentren, 
die vier Millionen gallonen Wasser (et-
wa 15 Millionen Liter) pro Tag aus dem 
grundwasser pumpen, sind greifbar. 
Man kann ein Rechenzentrum sehen und 
dagegen protestieren, ein Handelsdefizit 
nicht. Diese Materialität macht die KI-
Debatte lokal mobilisierungsfähig – und 
damit politisch gefährlicher für die Bran-
che. Drittens hat die Widerstandsbewe-

gung bereits gewalt hervorgebracht. Ein 
Zwanzigjähriger wurde verhaftet, nach-
dem er unlängst einen Molotowcocktail 
auf das Haus von Open-aI-Chef Sam 
altman geworfen hatte. Er führte ein 
„anti-KI-Dokument“ mit sich, das vor 
der auslöschung der Menschheit warnte. 
In Indianapolis wurden Schüsse auf 
einen Unterstützer eines Rechenzent-
rumsprojekts abgefeuert. Die Eskalation 
vom Umfragebefund über den organi-
sierten Protest bis zur physischen gewalt 
markiert eine qualitative Veränderung.

Die Versuchung liegt nahe, den anti-
KI-Populismus als amerikanisches Son-
derphänomen abzutun. Das wäre ein 
Fehler. In großbritannien zeigen die 
Daten des „British Social attitu-
des“-Survey, dass die Befürwortung von 
KI-Regulierung bei 72 Prozent liegt – 
ohne signifikante Unterschiede zwi-
schen linken und rechten Wählerinnen 
und Wählern. Die politische Spaltung 
verläuft nicht entlang der Parteilinien, 
sondern entlang der Frage, wo KI einge-
setzt wird: autoritär eingestellte Befrag-
te befürworten staatlich eingesetzte KI – 
gesichtserkennung durch die Polizei, 
automatisierte Sozialleistungsprüfung –, 
während libertär eingestellte private an-
wendungen bevorzugen.

Die britische Erfahrung mit dem De-
saster durch einen notenvergabe-algo-
rithmus während der Corona-Pandemie, 
der systematisch Schüler staatlicher 
Schulen benachteiligte und die privater 
Schulen begünstigte, hat das öffentliche 
Bewusstsein für algorithmische Diskri-

minierung früh geschärft und den Regu-
lierungsdruck dauerhaft erhöht. Die 
Starmer-Regierung steht vor einem regu-
latorischen Trilemma: Sie kann nicht 
gleichzeitig den proinnovativen Kurs der 
Vorgängerregierung beibehalten, sich 
der EU und ihrem KI-gesetz annähern 
und die Investitionsbeziehung zu den 
USa pflegen.

In Deutschland verläuft die KI-Debatte 
bislang stärker in technokratischen Bah-
nen. Sie wird zwischen Ministerien, In-
dustrieverbänden und Forschungsein-

richtungen geführt, 
nicht auf der Straße 
(einen deutschen 
ableger von Pause-
AI mit gruppen in 
elf Universitätsstäd-
ten gibt es allerdings 
bereits). Doch auch 
hier zeigen sich 
Spannungen. Das 
Bundesforschungs-
ministerium propa-
giert „technologi-
sche Souveränität“ 
und „KI Made in Eu-
rope“. Es warnt aber 
zugleich davor, dass 
technisch undurch-
führbare Complian-
ce-anforderungen 
des KI-gesetzes der 
EU de facto Innova-
tionsverbote darstel-
len könnten.

Die Sorge vor 
einer regulatori-
schen Überdehnung 
koexistiert mit dem 
Wunsch nach strate-
gischer autonomie. 
Diese Spannung ließ 
sich bislang im insti-
tutionellen Rahmen 
auffangen, könnte 
aber bei wachsen-
dem öffentlichen 
Druck explosive 
Kraft entwickeln. 
Hinzu kommt eine 
geopolitische Di-
mension, die der KI-
Debatte in Deutsch-
land eine besondere 
Schärfe verleiht: 
alex Karps unlängst 
veröffentlichtes Pa-
lantir-Manifest wirft 
Deutschland und Ja-
pan eine „feige und 
gefährliche“ Weige-
rung zur aufrüstung 
vor. Das ist ein an-
griff, der die transat-
lantische Debatte 
über KI mit jener 
über Verteidigungs-
ausgaben ver-
schmilzt.

asien bietet indes 
ein gegenbeispiel: 
In Singapur vertrau-
en 81 Prozent der 
Bevölkerung darauf, 
dass ihre Regierung 
KI kompetent regu-
liert; die anwen-
dungsrate liegt bei 
61 Prozent. KI-go-
vernance ist dort 
kein populistisches 
Thema, sondern 
wird durch techno-
kratischen Konsens 

gesteuert. Das legt nahe, dass die popu-
listische KI-achse ein Phänomen von ge-
sellschaften mit niedrigem institutionel-
lem Vertrauen ist – und damit ein Signal, 
das europäische und amerikanische Re-
gierungen ernst nehmen sollten.

Die entscheidende Frage lautet des-
halb nicht, ob die parteiübergreifende 
anti-KI-Koalition politisch wirksam wird 
– das ist sie bereits –, sondern ob durch 
kluges Regierungshandeln ihre Ursachen 
angegangen werden können, bevor sie 
die technologische Entwicklung insge-
samt gefährden. Vier Handlungsfelder 
zeichnen sich ab.

Das erste ist regulatorische Koopera-
tion jenseits der Parteilinien. Die paradoxe 
Botschaft der populistischen Konvergenz 
lautet: Sie beseitigt die parteipolitische 
Blockade, die Technologieregulierung in 
den USa bisher verhindert hat. Wenn die 
populistischen Flügel beider Parteien kon-
vergieren – wie beim gUaRD act zum 
Schutz von Kindern vor KI-Begleitern, der 
zwölf überparteiliche Mitzeichner hat, 
oder beim Hawley-Warner-gesetzentwurf 
zur Transparenz von KI-bedingten 
arbeitsplatzverlusten –, wird gesetzge-
bung trotz Industriewiderstandes möglich. 
Die Frage ist, ob diese Konvergenz von 
einzelnen Schutzmaßnahmen zu einer ko-
härenten KI-governance ausgeweitet wer-
den kann.

Das zweite Handlungsfeld betrifft die 
grenzen industrieller Lobbyarbeit. Die 
Erfahrung der Handelspolitik zeigt, dass 
Industrieausgaben mit zunehmender 
Vertiefung einer populistischen Konver-

genz an Wirksamkeit verlieren. Senator 
Hawleys ausdrückliche aufforderung an 
Republikaner, das geld der KI-Lobbyis-
ten zurückzuweisen, signalisiert, dass 
die politischen Kosten der nähe zu Big 
Tech den finanziellen nutzen überstei-
gen können. Regierungen, die Technolo-
giepolitik an Industrieinteressen de-
legieren, riskieren damit nicht nur 
schlechte Regulierung, sondern auch Le-
gitimitätsverlust.

Drittens sollte die Politik die Infra-
strukturdimension der KI-Debatte nicht 
unterschätzen. Wenn die ersten wirksa-
men KI-Regulierungen nicht aus Exper-
tendebatten über algorithmische Risiken 
hervorgehen, sondern aus lokalen Kon-
flikten um Wasserverbrauch, Energie-
kosten und Flächennutzung – wie in 
Maine und Indiana bereits geschehen –, 
dann entsteht eine genuin amerikani-
sche Form der KI-governance, die sich 
von der risikobasierten Klassifizierung 
des europäischen aI act grundlegend 
unterscheidet. Diese Entwicklung ist 
nicht notwendig schlecht: Sie demokra-
tisiert die KI-Debatte. aber sie droht 
wichtige Fragen der algorithmischen 
Fairness und Sicherheit in den Hinter-
grund zu drängen. 

Viertens muss die Politik die Vertei-
lungsdimension der KI-Revolution ernst 
nehmen — nicht als rhetorische Konzes-
sion, sondern als institutionelle aufga-
be. Der Fall Maine offenbart eine ge-
rechtigkeitslücke, die bestehende Regu-
lierungsrahmen nicht adressieren: Wenn 
sich KI-Infrastruktur in den gemeinden 
konzentriert, die am wenigsten politi-
schen Widerstand leisten können – dein-
dustrialisierte Städte, die verzweifelt 
nach arbeitgebern suchen –, dann wie-
derholt sich ein Muster aus der Umwelt-
politik, in der belastende Infrastruktur 
systematisch in wirtschaftlich schwache 
gemeinden abwandert. Ein KI-Regulie-
rungsrahmen, der nur algorithmische 
Fairness und Produktsicherheit adres-
siert, aber die physischen Verteilungsef-
fekte der KI-Infrastruktur ignoriert, 
greift zu kurz.

B ei all dem lohnt es sich, die 
grenzen der populisti-
schen Konvergenz im 
Blick zu behalten. Die ge-
schichte der Handelspoli-
tik liefert auch hier die 

aufschlussreichste Lektion. Die Konver-
genz von Trump und Sanders gegen den 
Freihandel erzeugte protektionistische 
Maßnahmen – Strafzölle, den Rückzug 
aus dem TPP. aber sie brachte kein kohä-
rentes alternatives Handelsregime her-
vor. Populistische Konvergenz ist wirk-
sam im Blockieren und Einschränken; sie 
ist weit weniger wirksam im aufbauen 
neuer Ordnungen. Dasselbe dürfte für 
die anti-KI-Bewegung gelten. Sie kann 
Moratorien durchsetzen, Transparenz-
pflichten erzwingen und Kinderschutzre-
geln verankern. aber die tieferen struktu-
rellen Fragen – wie die wirtschaftlichen 
gewinne der KI verteilt werden sollen, 
wie man den ökologischen Fußabdruck 
der Rechenzentren staatlich regelt, wie 
demokratische aufsicht über die Ent-
wicklung von Frontier-KI gewährleistet 
werden kann – erfordern konstruktives 
Handeln, nicht nur Widerstand. Die Be-
wegung von Bannon bis Sanders kann 
den Rahmen der Debatte verschieben; sie 
kann ihn nicht füllen.

Das ist, paradoxerweise, eine gute 
nachricht. Denn es bedeutet, dass die 
populistische Konvergenz Druck erzeugt, 
ohne selbst eine alternative zu diktieren. 
Die aufgabe, diesen Druck in produktive 
Institutionen zu übersetzen, bleibt bei 
den gewählten Parlamenten, den Regu-
lierungsbehörden und den internationa-
len Organisationen — und damit in den 
Händen jener demokratischen Institutio-
nen, die zu stärken die wichtigste ant-
wort auf die KI-Revolution wäre.

So mag am Ende die Erkenntnis ste-
hen, dass die politische Herausforderung 
der Künstlichen Intelligenz nicht primär 
technischer natur ist. Es geht nicht um 
die Frage der algorithmen, der Rechen-
leistung oder der Modellarchitektur. Es 
geht um die alte politische Frage in neu-
em gewand: Wer profitiert, wer zahlt 
und wer entscheidet? Die Farmer in In-
diana und die Senatoren in Washington 
stellen, jeder auf seine Weise, genau die-
se Frage. Die antwort wird, auch auf 
unserer Seite des atlantiks, nicht von der 
Technologie bestimmt, sondern von den 
Institutionen, die demokratische Politik 
zu ihrer Steuerung errichtet.
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KI-Populismus kennt keine Parteien
Trotz milliardenschwerer Lobbyarbeit wächst Widerstand gegen Einrichtungen für Künstliche Intelligenz.  Populisten nutzen das 
quer zu den Lagern. auch gegen andere Populisten.  In den USa wie in Europa. Das eröffnet interessante Ein- und aussichten.

Von Professor Dr. Andreas Busch
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